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1. Erste Tätigkeitsstätte eines Bauleiters?

Sowohlfür die Frage des Abzugs von Werbungskos-
ten als auch bei der Besteuerung des geldwerten
Vorteils aus einer Firmenwagengestellung ist die Fra-
ge, ob und wo ein Arbeitnehmer eine erste Tätigkeits-
stätte im steuerlichen Sinne hat, von Bedeutung. Der
BFH hatte nun über folgenden Fall zu entscheiden:
Der Bauleiter eines international tätigen Bauunter-
nehmens war zwar mit dem ,,Einstellungsort 2", an
dem das Bauunternehmen eine feste Einrichtung un-
terhielt, eingestellt worden, nicht jedoch speziell mit
der Maßgabe, dass er in dem auf dem Betriebsge-
lände befindlichen Gebäude tätig sein sollte. Wie
durch Zeugenaussage nachgewiesen worden ist,
war er für Tätigkeiten auf den jeweiligen Baustellen
eingestellt worden und hat im Bürogebäude der Ar-
beitgeberin keine nennenswerten Arbeiten durchge-
führt. Eine Zuordnung zu einer bestimmten ortsfesten
Einrichtung erfolgte nicht.

Der BFH entschied mit Urteil vom 14.9,2023 (Az. Vl
R27/21), dass der Bauleiter keine erste Tätigkeits-
stätte im steuerlichen Sinne hat. Dies hatte zur Folge,
dass für die Fahrten mit seinem Dienstwagen von der
Wohnung aus nach Zkein Nutzungsvorteil anzusetzen
war - also keine Anwendung der 0,03 %-Regelung -
und somit kein Arbeitslohn vorlag und er die Pauscha-
len für Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der
Abwesenheit von der Wohnung absetzen konnte.

ln dem Leitsatz zum Urteil fasst das Gericht zusam-
men, was auch für vergleichbare Fälle wichtig ist:
Eine (stillschweigende) Zuordnung des Arbeitneh-
mers zu einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung
des Arbeitgebers ergibt sich nicht allein daraus, dass
der Arbeitnehmer die Einrichtung (aus der maßgebli-
chen Sicht ex ante) nur gelegentlich zur Ausübung
seiner beruflichen Tätigkeit aufsuchen muss, im üb-
rigen aber seine Arbeitsleistung überwiegend außer-
halb der festen Einrichtung erbringt.

S Handlungsempfehlung:
Die Auseinandersetzungen vor den Finanzgerichten ver-
deutlichen, dass die Feststellung, ob und wo eine erste Tä-
tigkeitsstätte vorliegt, im Einzelfall schwierig und streitan-

fällig sein kann. Die aktuelle Rechtsprechung ist in der Pra-
xis auf vergleichbare Fälle zu übertragen.

2. Übertragung von Wirtschaftsgütern
zwischen betei ligungsidentischen
Schwester-Personengesellschaften zu
Buchwerten möglich

Die Regeln des Einkommensteuerrechts erlauben
die buchwertneutrale - also ohne steuerliche Aufde-
ckung stiller Reserven - Übertragung von Einzelwirt-
schaftsgütern u.a. aus einem Betriebsvermögen des
Gesellschafters einer Personengesellschaft in das
Vermögen der Gesellschaft sowie in das steuerliche
Sonderbetriebsvermögen, zwischen verschiedenen
Sonderbetriebsvermögen oder auch aus dem Son-
derbetriebsvermögen in das Vermögen der Gesell-
schaft und jeweils umgekehrt. Ausdrücklich nicht
geregelt ist die Ubertragung zwischen beteiligungs-
identischen Schwester-Personengesellschaften. Da-
her war die FinVerw stets davon ausgegangen, dass
die Übertragung zwischen beteiligungsidäntischen
Schwester-Personengesellschaften nicht steuer-
neutral erfolgen kann.

Diese strittige Frage wurde bereits im Jahr 2013 dem
BVerfG zur Entscheidung vorgelegt. Nun hat das Ge-
richt mit Urteil vom 28.11.2023 (Az. 2 BvL 8/13)
dahingehend entschieden, dass der Ausschluss der
buchwertneutralen Übertragung zwischen beteili-
gungsidentischen Personengesellschaften aus den
Möglichkeiten, die das Einkommensteuerrecht zur
buchwertneutralen Übertragung von Wirtschaftsgü-
tern bietet, mit dem Grundgesetz unvereinbar ist.
Solche Übertragungen sind nach dem Wortlaut und
der Entstehungsgeschichte der gesetzlichen Vorga-
be nicht zum Buchwerl möglich und werden gegen-
über den im Gesetz begünstigten Wirtschaftsgutt-
ransfers benachteiligt. Dies verstößt gegen den
Gleichheitsgrundsatz nach Art. 3 Abs. 1 GG. Für die
Ungleichbehandlung von Wirtschaftsguttransfers
zwischen beteiligungsidentischen Schwesterperso-
nengesellschaften sind keine sachlich einleuchten-
den Gründe ersichtlich, die die Ungleichbehandlung
zu rechtfertigen vermögen.
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Das Gericht gibt dem Gesetzgeber auf , rückwirkend für
Übertragungsvorgänge nach dem 31.12.2000 eine
Neuregelung zu treffen. Die aktuelle gesetzliche Rege-
lung bleibt bis zu deren lnkrafttreten mit der Maßgabe
anwendbar, dass die Vorschrift auch für Wirtschafts-
guttransfers zwischen beteiligungsidentischen Perso-
nengesellschaften nach dem 31 .12.2000 gilt.

0 Hinweis:
Das Gericht betont, dass eine Ungleichbehandlung nicht
dadurch gerechtfertigt werden kann, dass im Einzelfall
Ausweichgestaltungen die Steuermehrbelastung vermei-
den können. Solche Ausweggestaltungen könnten nur
dann berücksichtigt werden, wenn das betreffende Verhal-
ten zweifelsfrei legal ist, keinen unzumutbaren Aufwand fÜr
den Stpfl. bedeutet und ihn auch sonst keinem nennens-
werten finanziellen oder rechtlichen Risiko aussetzt. Auch
die durch S 6b ESIG eröffnete Gestaltungsoption stelle die
Ungleichbehandlung nicht infrage, denn dieser Weg be-
steht nur bei bestimmten Wirtschaftsgütern.

O Handlungsempfehlung:
ln Gestaltungsfällen sollte die Reaktion des Gesetzgebers
abgewartet werden. Offen ist, welche Voraussetzungen der
Gesetzgeber vorgibt, so ob eine buchwertneutrale Ubedra-
gung nur bei völlig beteiligungsidentischen Schwesterge-
sellschaften möglich ist und ob Behaltefristen vorgesehen
werden.

3. Aussetzung der Vollziehung gegen Grund-
stücksbewertung nach dem neuen Grund-
steuer- und Bewertungsrecht (Bundes-
modell) in zwei Fällen erfolgreich

Das FG Rheinland-Pfalz hat in zwei Verfahren des
einstweiligen Rechtschutzes zu den Bewertungsre-
geln des neuen Grundsteuer- und Bewertungsrechts
nach dem Bundesmodell entschieden, dass die Voll-
ziehung der dort angegriffenen Grundsteuerwertbe-
scheide wegen ernstlicher Zweifel an der Rechtmä-
ßigkeit auszusetzen ist. Die Streitfälle lagen wie folgt:

)) Dem ersten Streitfall lag eine Grundsteuerwert-
feststellung für ein Einfamilienhaus mit einer
Wohnfläche von72 qm zu Grunde. Nach dem Vor-
trag der Antragstellerin war das im Jahr 1880 er-
richtete Haus seit Jahrzehnten nicht renoviert
worden und z.B. noch mit einer Einfachverglasung
der Fenster versehen. Daher sei der gesetzlich
normierte Mietwert pro Quadratmeter überhöht.
Der Bodenrichtwert für das 351 qm große Grund-
stück war durch den zuständigen Gutachter-
ausschuss mit 125 €/qm ermittelt worden. Das
Finanzamt wandte dennoch den gesetzlich nor-
mierten Mietwert an.

r') Der zweite Streitfall betraf eine Grundsteuerwert-
feststellung für ein Einfamilienhaus mit einer
Wohnfläche von 178 qm, das im Jahr 1977 be-
zugsfertig errichtet wurde. Der Bodenrichtwert
für das 1 053 qm große Grundstück war durch den
zuständigen Gutachterausschuss mit 300 €/qm
ermittelt worden. Nach dem Vortrag der An-
tragsteller könne dieser Bodenwert jedoch nur
mit einern Abschlag von 30 %o angewandt werden,
weil ihr Grundstück auf Grund einer Bebauung in

zweiter Reihe, der Grundstückserschließung nur
durch einen Privatweg und wegen einer besonderen
Hanglage nur eingeschränkt nutzbar sei. Das Fi-
nanzamt berücksichtigte den Bodenrichtwert
gleichwohl ohne Abschlag.

Das FG setzte mit den beiden Eilbeschlüssen v.
23.11.2023 die Vollziehung des gegenüber den An-
tragstellern ergangenen jeweiligen Grundsteuerwert-
bescheids aus, weil nach summarischer Prüfung
ernstliche Zweifel sowohl an der einfachrechtlichen
Rechtmäßigkeit der einzelnen Bescheide als auch
an der Verfassungsmäßigkeit der zu Grunde liegen-
den Bewertungsregeln bestünden. Die einfachrecht-
lichen Zweifel des Finanzgerichts betrafen v.a.
Zweilel daran, dass die entscheidend in die Bewer-
tung eingeflossenen Bodenrichtwerte rechtmäßig
zu Stande gekommen seien. Hierbei hat der Senat
zum einen ernstliche Bedenken bezüglich der ge-
setzlich geforderten Unabhängigkeit der rheinland-
pfälzischen Gutachterausschüsse geäußert, weil
nach der rheinland-pfälzischen Gutachterausschuss-
verordnung Einflussnahmemöglichkeiten nicht ausge-
schlossen werden könnten.

S Hinweisl
Das FG hat insbesondere wegen der grundsätzlichen Be-
deutung der Rechtsfragen die Beschwerde zum BFH zuge-
lassen. Abzuwarten bleibt daneben, ob und wie diese
Rechtsfragen in Hauptsacheverfahren geklärt werden.

0 Handlungsempfehlung:
lm Grundsatz sollte generell gegen Grundsteuerwertfest-
stellungen der Einspruch geprüft werden.

4. lmmobilienveräußerung innerhalb der
Zehnjahresf rist: Steuerbefreiun g wegen
Eigennutzung nur in engen Grenzen

lm Privatvermögen gehaltene lmmobilien können im
Grundsatz nach einer zehnjährigen Haltedauer ohne
steuerliche Belastung veräußert werden. Erfolgt die
Veräußerung dagegen innerhalb der Spanne von
zehn Jahren nach dem Erwerb, so wird ein Veräu-
ßerungsgewinn (und auch -verlust) grundsätzlich
steuerlich erfasst. lnsoweit gibt es aber eine wichtige
Rückausnahme (welche dann wieder zu einer steuer-
lichen Nichterfassung führt): Ausgenommen von der
Besteuerung sind auch innerhalb des Zehnjahreszeit-
raums lmmobilien, die

ir im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fedig-
stellung und Veräußerung ausschließlich zu eige-
nen Wohnzwecken oder

r) im Jahr der Veräußerung und in den beiden voran-
gegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken
genutzt wurden.

Die ,,Nutzung zu eigenen Wohnzwecken" erfordert
eine tatsächliche Nutzung als Wohnung vom Stpfl.
selbst. Die lmmobilie muss vom Stpfl. allein, mit sei-
nen Familienangehörigen oder gemeinsam mit einem
Dritten bewohnt werden. ,,Eigene Wohnzwecke" lie-
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gen nicht vor, wenn der Stpfl. die Wohnung einem
Dritten entgeltlich oder unentgeltlich überlässt. Aller-
dings gilt die unentgeltliche Überlassung an Kinder,
für die ein Anspruch auf Kindergeld oder einen Kin-
derfreibetrag besteht, als Selbstnutzung. Dagegen
stellt die Uberlassung an einen getrennt lebenden
Ehepartner oder an andere Angehörige (2.8. Eltern)
keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken dar.

Diese Voraussetzung der ,,Selbstnutzung" wird res-
triktiv ausgelegt, wie aktuelle Entscheidungen zeigen:

Nutzung durch den geschiedenen Ehegatten

Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken liegt nicht
vor, wenn eine Nutzungsüberlassung (auch) an
den geschiedenen Ehegatten erfolgt, wie der BFH
mit Urteil vom 14.1 1.2023 (Az. lX R 10/22) bestätigt.

Zur endgültigen Vermögensauseinandersetzung über-
trug die Kindesmutter im Rahmen der Ehescheidung
auf Grund der Scheidungsfolgenvereinbarung vom
xx.xx.2014 ihren Miteigentumsanteil an der lmmobilie
auf den Stpfl. Nach der Scheidungsfolgenvereinba-
rung stand der Kindesmutter jedoch das Recht zu, die
lmmobilie bis zum 31.12.2018 unentgeltlich zu nutzen.
Mit notariellem Kaufuertrag vom xx.xx.2018 verkaufte
der Stpfl. die lmmobilie.

Das FA berücksichtigte in Hinblick auf die Veräußerung
der lmmobilie bei der Einkommensteuerfestsetzung für
den Veranlagungszeitraum 2O18 Einkünfte aus einem
privaten Veräußerungsgeschäft, da der im Jahr 2014
im Rahmen der Scheidungsfolgenvereinbarung erwor-
bene Miteigentumsanteil innerhalb der zehnjährigen
Haltef rist veräußert wurde. Eine Steuerbef reiu ng wegen
einer Eigennutzung des Stpfl. liege nicht vor. Dies be-
stätigte nun auch der BFH. Auch die Nutzung durch die
Kinder konnte dem Stpfl. nicht als Eigennutzung zuge-
rechnetwerden, da neben den Krndernzugleich die Kin-
desmutter die lmmobilie bewohnte. Eine Nutzung zu
,,eigenen Wohnzwecken" liege nur vor, wenn unter-
haltsberechtigte Personen - wie Kinder - typischerwei-
se zur Lebens- oderWirtschaftsgemeinschaft des Stpfl.
gehören. Dies sei bei dauernd getrennt lebenden oder
geschiedenen Ehegatten, die nicht mehr Teil einer Le-
bens- und Wirtschaftsgemeinschaft sind, nicht der Fall.

Überlassung an (schwieger-)Mutter

Auch bei der Nutzungsüberlassung an die (Schwie-
ger-)Mutter des Stpfl. liegt keine Nutzung zu eigenen
Wohnzwecken vor, wie der BFH mit Urteil vom
14.11.2023 (Az. lX R 13/23) entschied. Das Gericht
bestätigt, dass die Überlassung an nahe Angehörige
keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken in diesem
Sinne ist.

Nutzung zu eigenen Wohnzwecken bei Abtren-
nung und Veräußerung eines unbebauten Teils
des Wohngrundstücks

Der Tatbestand der Nutzung zu eigenen Wohnzwe-
cken erstreckt sich nicht nur auf das Gebäude, son-

dern auch auf den dazugehörigen Grund und Boden.
Dies findet allerdings eine Grenze, wenn von dem
Grundstück ein bislang nicht bebauter Teil abge-
trennt und anschließend veräußert wird, wie der
BFH mit Entscheidung vom 26.9.2023 (Pe.. lX R 14/
22) herausstellt.

ln zeitlichem Zusammenhang mit Verkaufsgesprä-
chen veranlassten die Stpfl. die Teilung ihres Grund-
stücks. Das Flurstück 1O/1 umfasst das bestehende
Wohngebäude und die restlichen Freiflächen. Mit no-
tariell beurkundetem Vertrag aus 2019 veräußerten
die Stpfl. das Flurstück 1O/2. Das FA sah insoweit
ein der ESt zu unterwerfendes privates Veräuße-
rungsgeschäft.

Der BFH bestätigt die Auffassung des FA. Zwischen
dem im Jahr 2014 angeschafften Flurstück 10 und
dem im Streitjahr veräußerten Flurstück 10/2 besteht
wirtschaftliche Teilidentität. Bei dem Flurstück 1O/2
handelt es sich um eine unbebaute Teilfläche des
ursprünglichen Flurstücks '10 und nicht um ein qua-
litativ anderes Wirtschaftsgut. Ein einheitlicher
Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwischen
dem zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäude
und dem dazugehörenden Grund und Boden entfal-
le, soweit von dem bisher ungeteilten Wohngrund-
stück ein (unbebauter) Teil abgetrennt wird. Die bei-
den dadurch entstandenen Grundstücke seien in
Bezug auf ihre ,,Nutzung zu eigenen Wohnzwecken"
jeweils getrennt zu betrachten.

S Handlungsempfehlung:
Diese Rechtsprechung bestätigt, dass im Einzelfall sehr
sorgfältig zu prüfen ist, ob eine Grundstücksveräußerung
innerhalb der Zehnjahresfrist der Einkommensteuer unter-
liegt.

5. Verfassungsmäßigkeit der Verlustver-
rechnungsbeschränkung bei Termin-
geschäften zweifelhaft

Die steuerliche Geltendmachung von Verlusten aus
Kapitalvermögen ist in mehrfacher Hinsicht be-
schränkt:

t) Generelldürfen Verluste aus Kapitalvermögen nicht
mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausge-
glichen werden; diese mindern dann jedoch die Ein-
künfte, die der Stpfl. in den folgenden Veranla-
gungszeiträumen aus Kapitalvermögen erzielt. Das
ist so, weil Kapitaleinkünfte im Grundsatz nicht dem
normalen Einkommensteuertarif, sondern der Ab-
geltungsteuer von 25 % unterliegen.

* Darüber hinaus dürfen Verluste aus Terminge-
schäften nur i.H.v. 20000 € mit Gewinnen aus
Termingeschäften und mit Einkünften aus Stillhal-
terprämien verrechnet werden; die nicht verrech-
neten Verluste können in den Folgejahren mit Ge-
winnen aus Termingeschäften bzw. Einkünften
aus Stillhalterprämien verrechnet werden, jedoch
in jedem Folgejahr jeweils nur bis zu einer Höhe
von 20000 €.
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Ein solcher Fall war nun strittig.

Das FG Rheinland-Ptalz hal nun in dem Beschluss
vom 5.12.2023 (Az. 1 V 1674/23) in einem Verfahren
betreffend die Aussetzung der Vollziehung ernstliche
Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Verlustbe-
schränkung bei Termingeschäften gesehen. Einen
sachlich rechtfertigenden Grund für die mit der Ein-
schränkung der Verlustverrechnung verbundene ver-
fassungswidrige Durchbrechung des Leistungsfähig-
keitsprinzips kann das FG nicht erkennen. Selbst
wenn der Gesetzgeber solch spekulative Geschäfte
besonders behandeln will, erscheint es jedenfalls
nicht folgerichtig, dass spekulationsbedingte hohe
Gewinne beiZufluss voll zu versteuern sind, Verluste
jährlich aber nur begrenzt und u.U. - je nach Lebens-
erwarlung des Stpfl. - gar nicht anerkannt werden.

0 Handlungsempfehlung:
Eine Entscheidung im Hauptverfahren bleibt allerdings
abzuwarten. ln der Literatur werden jedenfalls ganz über-
wiegend verfassungsrechtliche Zweifel vorgebracht. Ver-
gleichbare Fälle sollten also verfahrensrechtlich offenge-
halten werden.

Die Ermittlung des 9O %-Tests erfolgt anhand
der Formel Verwaltungsvermögen/Gesamtwert des
übertragenen Betriebs.

lnsoweit ist problematisch, dass das Verwaltungs-
vermögen ohne Kürzung um Schulden einbezogen
wird, der Gesamtwert des übertragenen Betriebs
(vereinfacht: Unternehmenswert nach der erb-
schaftsteuerlichen Bewertung) aber unter Berück-
sichtigung der Schulden ermittelt wird. Rein rechne-
risch können sich damit auch Quoten von deutlich
über 100 % ergeben.

Diese Problematik tritt z.B. auch bei klassischen
Handelsunternehmen auf. Dies kann an folgendem
Beispiel gezeigt werden:

Aktiva Passiva

Anlagevermögen 100

300

200

Eigenkapital 100
(= Unternehmenswert)
Verbindlichkeiten 500Vorräte

Forderungen aus Lie-
ferungen und Leistun-
gen

600 600:

6. Erbschaftsteuerliche Begünstigung von
Unternehmensvermögen: BFH korrigiert
Anwendung des 90 %-Einstiegstests

Die Übertragung von Unternehmensvermögen durch
Schenkung oder im Erbfall ist grundsätzlich beider Erb-
schaft-/Schenkungsteuer begünstigt. lm günstigsten
Fall wird der Erwerb vollständig von der Steuer freige-
stellt. Allerdings sind an diese Begünstigung mehrere
Bedingungen geknüpft. Zunächst muss der sog.
,,90 %-Einstiegstest" bestanden werden. Der Gesetz-
geber will damit verhindern, dass nichtunternehmeri-
sches Vermögen (sog. Verwaltungsvermögen), wie z.
B. Grundvermögen oder Kapitalvermögen, in dem
Kleid eines Unternehmens begünstigt übertragen wird.

Zum Verständnis der Funktionsweise des 90 %-Ein-
stiegstests sind zwei Aspekte von Bedeutung,
nämlich zum einen die gesetzliche Abgrenzung des
,,Verwaltungsvermögens" und zum anderen die Be-
rechnung der Quote.

Als Verwaltungsvermögen zäh lt:

:: Zahlungsmittel, Geschäftsguthaben, Geldforde-
rungen und andere Forderungen (Finanzmittel) -
insoweit auch alle Forderungen aus Lieferungen
und Leistungen - und daneben

:: Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke (mit
gewissen Ausnahmen);

i: Kapitalgesellschaftsbeteiligungen, wenn die Be-
teiligungsquote 25 % nicht überschreitet,

lr Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, wissen-
schaftliche Sammlungen, Bibliotheken und Archi-
ve, Münzen, Edelmetalle usw.,

;* Wertpapiere sowie vergleichbare Forderungen.

ln diesem Fall ist zu rechnen: Forderungen aus Liefe-
rungen und Leistungen 200 / Unternehmenswert
100 = 200 Yo.Da die 90 %o-Grenze überschritten ist,
ist die Übertragung dieses Betriebs insgesamt
erbschaftsteuerlich nicht begünstigt.

Über einen solchen Fall hatte nun der BFH zu ent-
scheiden. Mit Urteil vom 13.9.2023 (Az. ll R 49/21)
hat dieser nun entschieden, dass

>; die gesetzliche Regelung der Berechnung des
90 %-Tests dahingehend auszulegen ist, dass
bei Handelsunternehmen, deren begünstigungs-
fähiges Vermögen aus Finanzmitteln in Form von
Forderungen/liquiden Mitteln besteht und nach
seinem Hauptzweck einer gewerblichen Tätigkeit
dient, für den 90 %-Einstiegstest die betrieblich
veranlassten Schulden von den Finanzmitteln in
Abzug zu bringen sind.

Dies sei aus systematischen und verfassungsrecht-
lichen Gründen geboten und widerspricht auch nicht
dem Anliegen/Ziel des Gesetzgebers, durch den
90 %-Einstiegstest den Missbrauch der Begünsti-
gung von Betriebsvermögen zu verhindern. lnsoweit
sei,,zumindest bei typischen Handelsunternehmen"
eine den Wortlaut eingrenzende Auslegung geboten.
lm vorstehenden Beispielsfall wird also der 90 Vo-
Test bestanden und die Übertragung des Betriebs
ist grundsätzlich begünstigt.

S Handlungsempfehlung:
Offen bleibt zum einen die Abgrenzung eines ,,typischen
Handelsunternehmens". lm Ubrigen betrifft diese Proble-
matik aber vielfach auch andere Unternehmen, so dass
eine Anwendung dieser Rechtsprechung über den Fall
von Handelsunternehmen hinaus geboten scheint. Die
Reaktion der FinVerw bleibt abzuwaden.
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